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geändert durch Beschluss der Verbandsversammlung 
vom 10.03.2016 

 

  

 

§ 5 Aufgaben im ÖPNV  

 

 

 

(1) Dem Zweckverband wurden die Aufgaben „Planung, Organisation, 

Ausgestaltung und Finanzierung des Schienenpersonennahverkehrs 

(SPNV)“ gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über den öffentlichen 

Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) vom 07. 

03. 1995 (GV.NW.1995 S. 196) übertragen. In diesem Rahmen hat der 

Zweckverband gemäß § 2 Absatz 2 ÖPNVG darauf hinzuwirken, dass 

alle Möglichkeiten zur technischen, organisatorischen und 

wirtschaftlichen Verbesserung des Verkehrsangebotes und zur 

Steigerung des dadurch erreichbaren Verkehrsaufkommens 

ausgeschöpft werden.  

 

Zur organisatorischen und wirtschaftlichen Verbesserung des 

Verkehrsangebots hat der Zweckverband die Aufgabe, alternative 

Fahrzeugfinanzierungsmodelle zur Nutzung von günstigeren 

Finanzierungsinstrumenten und/oder zur Intensivierung des 

 



Wettbewerbs, z.B. die Beschaffung und Finanzierung der SPNV-

Fahrzeuge durch den Zweckverband, zu prüfen und ggfls. 

bereitzustellen. 

 

 

(2) Die Verbandsmitglieder haben dem Zweckverband gemäß § 5 

Absatz 3a ÖPNVG NRW freiwillig folgende weitere Aufgaben 

übertragen: 

  

 

 

1. Finanzierung und Sicherstellung der Ausgleichsleistungen für  

gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen der Betreiber öffentlicher 

Personenverkehrsdienste in Zusammenhang mit der Durchführung 

öffentlicher Personenverkehrsdienste nach dem 

Personenbeförderungsgesetz (PBefG) auf der Basis von Art. 8 

Absatz 2 (Bestandsbetrauungen) bzw. Art. 3 und 5 (Neuvergaben) 

VO (EG) Nr. 1370/2007, der sonstigen europarechtlichen 

Vorschriften, der einschlägigen Vorschriften des PBefG und nach 

Maßgabe der §§ 18 bis 20.  

 

Dies umfasst 

a) die objektive und transparente Aufstellung und Fortschreibung 

der Parameter, anhand deren die Ausgleichsleistung 

 



berechnet wird; 

b) die Festsetzung der Höhe der Beträge für den Ausgleich der 

gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen; 

c) die rechtsverbindliche Betrauung der Berechtigten mit 

gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nach Maßgabe der 

Beschlüsse oder Verwaltungsentscheidungen der 

Verbandsmitglieder durch Erlass eines 

Finanzierungsbescheids, soweit kein nach Art. 5 Absatz 1 

Satz 2 oder Art. 8 Absatz 1 Satz 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 

vergebener öffentlicher Dienstleistungsauftrag vorliegt; und 

d) die Durchführung der Finanzierung nach Maßgabe der §§ 18 

bis 20. 

  

Die Höhe der Ausgleichsleistungen für gemeinwirtschaftliche 

Verpflichtungen je Verbandsmitglied ergibt sich für das jeweilige 

Geschäftsjahr aus dem Verbundetat und für das vergangene 

Geschäftsjahr aus der Ergebnisrechnung. 

  

Näheres regelt die entsprechende VRR-Finanzierungsrichtlinie. 

 

 

2. Finanzierung und Sicherstellung der Ausgleichsleistungen für 

gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen von Infrastrukturbetreibern 

 



im Zusammenhang mit dem Bau und der Vorhaltung von ÖPNV-

bedingter Infrastruktur auf der Basis von Art.9 Absatz 2 VO (EG) 

Nr. 1370/2007 in Verbindung mit den europarechtlichen 

Vorschriften und nach Maßgabe der §§ 18 bis 20.  

 

Ziffer 1 Satz 2 Buchstaben a) – d) gelten entsprechend. 

  

Näheres regelt die entsprechende VRR-Finanzierungsrichtlinie. 

 

 

3. die Bewirtschaftung der ÖPNV-Pauschale nach § 11 Absatz 2 

ÖPNVG NRW. Näheres regelt die entsprechende VRR-

Finanzierungsrichtlinie. 

 

 

 

3 a. die Bewirtschaftung der Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11a 

ÖPNVG NRW und den Erlass bzw. die Weiterentwicklung der 

dazugehörigen allgemeinen Vorschrift nach Ziffer 5. 

 

 

 

4. Anpassung und Fortschreibung der VRR-Finanzierungsrichtlinien 

sowie sonstiger in Zusammenhang mit Ziffer 1 bis 3 erforderlicher 

Richtlinien. 

 



 

 

5. Erlass allgemeiner Vorschriften im Sinne von Art. 2 Buchstabe l)  

VO (EG) Nr. 1370/2007 (insbesondere gemäß Art. 3 Abs. 2 VO 

(EG) Nr. 1370/2007 zur Festsetzung von Höchsttarifen für alle 

Fahrgäste oder bestimmte Gruppen von Fahrgästen) sowie von 

Durchführungsvorschriften gemäß Art. 4 Abs. 1 Buchstabe c), Abs. 

2 VO (EG) Nr. 1370/2007. 

 

 

 

6. Schlichtung und abschließende Entscheidung bei Nichteinigung 

über das Leistungsangebot und/oder die Finanzierung von 

Verkehrslinien, die mehrere Aufgabenträger betreffen. Dies gilt 

entsprechend für die Nichteinigung im Rahmen der Abstimmung 

von Nahverkehrsplänen gemäß § 9 Abs. 3 Satz 1 ÖPNVG NRW. 

 

 

 

7. Einnahmenaufteilung zwischen den den Verbundtarif 

anwendenden Verkehrsunternehmen. Näheres regeln die 

Einnahmenaufteilungsrichtlinie und der VRR-Einnahmen-

aufteilungsvertrag.  

 

 

  



8. Bekanntmachung des Gesamtberichts nach Art. 7 Abs. 1 VO (EG) 

Nr. 1370/2007 im Rahmen der Zuständigkeit nach Nr. 1.  

 

 

(3) Die Verbandsmitglieder können die Übertragung der Finanzierung 

der ÖPNV-bedingten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen (Absatz 2 

Nr. 1 bis 4) auf den Zweckverband unter den Voraussetzungen des § 

21 ganz oder teilweise rückgängig machen.  

 

 

 

(4) Die Verbandsmitglieder können weitere Aufgaben auf den 

Zweckverband übertragen (§ 5 Abs. 3a ÖPNVG NRW). Soweit einzelne 

Verbandsmitglieder Aufgaben auf den Zweckverband übertragen oder 

ihn mit deren Durchführung betrauen, erfolgt dies durch öffentlich-

rechtliche Vereinbarung.  

 

 

 

(5) Der Zweckverband kann von sonstigen Trägern hoheitlicher 

Aufgaben in NRW die Aufgaben in Bezug auf Kauf und Finanzierung 

von SPNV-Fahrzeugen sowie sonstiger damit zusammenhängender 

Infrastruktur, insbesondere die Finanzierung und Beschaffung von 

SPNV-Fahrzeugen sowie deren Nutzungsüberlassung an 

Eisenbahnverkehrsunternehmen nebst dem damit verbundenen 

 



technischem und betriebswirtschaftlichem Controlling einschließlich 

Abschluss aller dazu erforderlichen Verträge übernehmen, sofern diese 

ihm durch eine entsprechende Vereinbarung übertragen wird. 

 

 

(6) Die Übertragung der Aufgaben gemäß Absatz 2 Ziffern 1 bis 4 auf 

den Zweckverband VRR ist uneingeschränkt wirksam bis zum 31. 

Dezember 2019 und gilt danach unter Beachtung des § 21 weiter. 

 

 

(6) Die Übertragung der Aufgaben gemäß Absatz 2 Ziffern 1 bis 4 auf 

den Zweckverband VRR ist vorbehaltlich einer einvernehmlichen 

Regelung gemäß § 21 Absatz 3 uneingeschränkt wirksam bis zum 31. 

Dezember 2019 und gilt danach unter Beachtung des § 21 weiter. 

 

 

(7) Zur Wahrnehmung und Durchführung der Aufgaben gemäß Absatz 

1 Satz 3 und Absatz 5 errichtet der ZV einen Eigenbetrieb und erlässt 

hierzu eine Betriebssatzung. 

 

 

  

  

 

§ 9 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 

 

§ 9 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 

  

(1) Die Verbandsversammlung ist die Vertretungskörperschaft des 

Zweckverbandes und besteht aus den Vertretern/Vertreterinnen 

der Verbandsmitglieder. Jedes Verbandsmitglied entsendet für die 



Dauer einer Wahlperiode wenigstens eine Vertreterin/einen 

Vertreter in die Verbandsversammlung. 

 

 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den 

Vertretern/Vertreterinnen der Verbandsmitglieder. Die Vertreter/innen 

werden durch die Vertretungskörperschaft für deren Wahlzeit aus ihrer 

Mitte oder aus den Dienstkräften des Verbandsmitgliedes bestellt; 

sofern mindestens zwei Vertreter/innen zu benennen sind, müssen 

der/die Bürgermeister/in oder Landrat/Landrätin oder ein/e von ihm/ihr 

vorgeschlagene/r Bedienstete/r der Gemeinde dazu zählen. Für jede/n 

Vertreter/in ist ein/e Stellvertreter/in für den Fall der Verhinderung zu 

wählen.  

 

 

(2) Die Vertreter / Vertreterinnen der Verbandsmitglieder werden durch 

die Vertretungskörperschaft für deren Wahlzeit aus ihrer Mitte oder aus 

den Dienstkräften des Verbandsmitgliedes bestellt; sofern mindestens 

zwei Vertreter/innen zu benennen sind, müssen der/die 

Bürgermeister/in oder Landrat/Landrätin oder ein/e von ihm/ihr 

vorgeschlagene/r Bedienstete/r der Gemeinde dazu zählen. Für jede/n 

Vertreter/in ist ein/e Stellvertreter/in für den Fall der Verhinderung zu 

wählen.  

 

Der Amtsantritt nach einer allgemeinen Kommunalwahl erfolgt 

fünf Monate nach dem Wahltag, im Übrigen mit der ersten 

Teilnahme an einer Sitzung der Verbandsversammlung. Die 

Vertreter/ Vertreterinnen üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die 

sie bestellt sind, bis zum Amtsantritt der neubestellten 

Vertreter/Vertreterinnen  weiter aus. 

 

 

(2) Auf jedes Verbandsmitglied entfällt bis zu einer Einwohnerzahl von 

100.000 ein/e Vertreter/in. Für jede weiteren 100.000 Einwohner sowie 

 

(3) Auf jedes Verbandsmitglied entfällt bis zu einer Einwohnerzahl von 

100.000 ein/e Vertreter/in. Für jede weiteren 100.000 Einwohner sowie 



für eine Resteinwohnerzahl von mehr als 50.000 ist je ein/e weitere/r 

Vertreter/in zu wählen. Maßgebend ist der letzte vom Landesamt für 

Datenverarbeitung und Statistik auf ein Jahresende vor der 

Kommunalwahl fortgeschriebene Stand der Wohnbevölkerung. Ist ein 

Kreis Verbandsmitglied, werden die Einwohner kreisangehöriger 

Städte, die ebenfalls Verbandsmitglied sind, bei der Ermittlung der 

Anzahl der Vertreter/innen des Kreises nicht mitgezählt. In diesem Fall 

muss die Gesamtvertreterzahl des Kreises und der kreisangehörigen 

Verbandsmitglieder gleich der Vertreterzahl sein, die der 

Gesamteinwohnerzahl des Kreises einschließlich kreisangehöriger 

Verbandsmitglieder entspricht; sind aufgrund dieses Satzes zur 

Auffüllung der dem Kreis rechnerisch zustehenden Vertreterzahl nach 

Abzug der von den kreisangehörigen Verbandsmitgliedern zu 

wählenden Vertreter/innen noch weitere Vertreter/innen zu wählen, so 

obliegt diese Wahl dem Kreis.  

 

für eine Resteinwohnerzahl von mehr als 50.000 ist je ein/e weitere/r 

Vertreter/in zu wählen. Maßgebend ist der letzte vom Landesamt für 

Datenverarbeitung und Statistik auf ein Jahresende vor der 

Kommunalwahl fortgeschriebene Stand der Wohnbevölkerung. Ist ein 

Kreis Verbandsmitglied, werden die Einwohner kreisangehöriger 

Städte, die ebenfalls Verbandsmitglied sind, bei der Ermittlung der 

Anzahl der Vertreter/innen des Kreises nicht mitgezählt. In diesem Fall 

muss die Gesamtvertreterzahl des Kreises und der kreisangehörigen 

Verbandsmitglieder gleich der Vertreterzahl sein, die der 

Gesamteinwohnerzahl des Kreises einschließlich kreisangehöriger 

Verbandsmitglieder entspricht; sind aufgrund dieses Satzes zur 

Auffüllung der dem Kreis rechnerisch zustehenden Vertreterzahl nach 

Abzug der von den kreisangehörigen Verbandsmitgliedern zu 

wählenden Vertreter/innen noch weitere Vertreter/innen zu wählen, so 

obliegt diese Wahl dem Kreis.  

 

 

(3) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte eine/n 

Vorsitzende/n und mehrere Stellvertreter/innen. Scheidet der/die 

Vorsitzende oder eine/r seiner/ihrer Stellvertreter/innen während einer 

Wahlperiode aus der Verbandsversammlung aus, erfolgt die Nachwahl 

nur dann in geheimer Abstimmung, wenn die Verbandsversammlung 

mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder eine geheime Abstimmung 

 

(4) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte ohne Aussprache 

eine/n Vorsitzende/n und mehrere Stellvertreter/innen. Bei der Wahl 

wird nach den Grundsätzen der Verhältniswahl in einem Wahlgang 

abgestimmt. § 67 Absatz 2 Sätze 2 bis 6 GO NRW gelten 

entsprechend.  

 



beschließt. 

 

Scheidet der/die Vorsitzende oder eine/r seiner/ihrer Stellvertreter/innen 

während einer Wahlperiode aus der Verbandsversammlung aus, ist 

der Nachfolger/die Nachfolgerin für den Rest der Wahlperiode 

ohne Aussprache zu wählen. § 50 Absatz 3 Satz 7 GO NRW gilt 

entsprechend. 

 

Die Wahlen gemäß Satz 1 und Satz 4 erfolgen nur dann in 

geheimer Abstimmung, wenn die Verbandsversammlung mit der 

Mehrheit der anwesenden Mitglieder eine geheime Abstimmung 

beschließt. 

 

 

(4) Der/Die Vorsitzende der Verbandsversammlung, der/die 

Verbandsvorsteher/in sowie deren Stellvertreter/innen sollen 

verschiedenen Verbandsmitgliedern angehören.  

 

 

(5) Der/Die Vorsitzende der Verbandsversammlung, der/die 

Verbandsvorsteher/in sowie deren Stellvertreter/innen sollen 

verschiedenen Verbandsmitgliedern angehören.  

 

 

(5) Die Mitglieder der Verbandsversammlung können eine Fraktion 

bilden. Eine Fraktion setzt sich aus mindestens drei ordentlichen 

Mitgliedern der Verbandsversammlung zusammen. Die Fraktionen 

wirken bei der Willensbildung und Entscheidungsfindung in der 

Verbandsversammlung mit. Sie können insoweit ihre Auffassung 

öffentlich darstellen. Ihre innere Ordnung muss demokratischen und 

rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen.  

 

(6) Die Mitglieder der Verbandsversammlung können eine Fraktion 

bilden. Eine Fraktion setzt sich aus mindestens drei ordentlichen 

Mitgliedern der Verbandsversammlung zusammen. Die Fraktionen 

wirken bei der Willensbildung und Entscheidungsfindung in der 

Verbandsversammlung mit. Sie können insoweit ihre Auffassung 

öffentlich darstellen. Ihre innere Ordnung muss demokratischen und 

rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen.  



  

  

  

 

§ 10 Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

  

 

§ 10 Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

  

 

(1) Die Verbandsversammlung beschließt über die Angelegenheiten 

des Verbandes nach § 6 soweit nicht durch das GkG oder aufgrund 

dieser Satzung die Zuständigkeit des Verbandsvorstehers begründet 

ist. Die Verbandsversammlung kann folgende Angelegenheiten nicht 

übertragen:  

 

1. die Wahl des/der Verbandsvorstehers/Verbandsvorsteherin und 

seiner/ihrer Vertreter/innen, 

2. die Wahl der in die Organe der VRR AöR zu entsendenden 

Vertreter/innen des Zweckverbandes in entsprechender 

Anwendung des § 50 Absatz 4 GO NW, 

3. die Wahl der sonstigen in die Organe der VRR AöR zu 

entsendenden Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder nach 

dem Verfahren gemäß § 21 Abs. 2 der AöR-Satzung in 

entsprechender Anwendung des § 50 Absatz 4 GO NW, 

4. die Bestimmung der ständigen Gäste des Verwaltungsrates 

 

(1) Die Verbandsversammlung beschließt über die Angelegenheiten 

des Verbandes nach § 6 soweit nicht durch das GkG oder aufgrund 

dieser Satzung die Zuständigkeit des Verbandsvorstehers begründet 

ist. Die Verbandsversammlung kann folgende Angelegenheiten nicht 

übertragen:  

 

1. die Wahl des/der Verbandsvorstehers/Verbandsvorsteherin und 

seiner/ihrer Vertreter/innen, 

2. die Wahl der in die Organe der VRR AöR zu entsendenden 

Vertreter/innen des Zweckverbandes in entsprechender 

Anwendung des § 50 Absatz 4 GO NW, 

3. die Wahl der sonstigen in die Organe der VRR AöR zu 

entsendenden Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder nach 

dem Verfahren gemäß § 21 Abs. 2 der AöR-Satzung in 

entsprechender Anwendung des § 50 Absatz 4 GO NW, 

4. die Bestimmung der ständigen Gäste des Verwaltungsrates 



gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 Buchstabe b) und c) im Falle des § 21 

Abs. 4 Satz 2 AöR-Satzung, 

5. die Verteilung der Vorsitze in den Ausschüssen der VRR AöR in 

entsprechender Anwendung des § 58 Absatz 5 GO NW, 

6. die Erteilung von Weisungen zur Stimmabgabe im Verwaltungsrat 

der VRR AöR in den Fällen des § 114a Abs. 7 Satz 3 Ziffern 1 und 

2 GO NW 

7. die Änderung der  

a) Satzung des Zweckverbandes VRR, 

b) Satzung des Eigenbetriebs,   

c) Satzung der VRR AöR, 

8. die Feststellung des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses 

des Zweckverbandes und des Eigenbetriebs, 

9. die Festsetzung und Erhebung aller Umlagen, 

10. die Entlastung des/der Verbandsvorstehers/Verbandsvorsteherin, 

11. die vermögensrechtlichen Entscheidungen von erheblicher 

Bedeutung, 

12. die Entscheidung über die Aufnahme und das Ausscheiden von 

Verbandsmitgliedern, 

13. die Entscheidung über die Auflösung des Zweckverbandes, 

14. die Übertragung und Übernahme von Angelegenheiten auf bzw. 

von benachbarte(n) Zweckverbände(n) gemäß § 6 Abs. 2 ÖPNVG 

NRW sowie die Rückgängigmachung der Übertragung bzw. 

gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 Buchstabe b) und c) im Falle des § 21 

Abs. 4 Satz 2 AöR-Satzung, 

5. die Verteilung der Vorsitze in den Ausschüssen der VRR AöR in 

entsprechender Anwendung des § 58 Absatz 5 GO NW, 

6. die Erteilung von Weisungen zur Stimmabgabe im Verwaltungsrat 

der VRR AöR in den Fällen des § 114a Abs. 7 Satz 3 Ziffern 1 und 

2 GO NW 

7. die Änderung der  

a) Satzung des Zweckverbandes VRR, 

b) Satzung des Eigenbetriebs,   

c) Satzung der VRR AöR, 

8. die Feststellung des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses 

des Zweckverbandes und des Eigenbetriebs, 

9. die Festsetzung und Erhebung aller Umlagen, 

10. die Entlastung des/der Verbandsvorstehers/Verbandsvorsteherin, 

11. die vermögensrechtlichen Entscheidungen von erheblicher 

Bedeutung, 

12. die Entscheidung über die Aufnahme und das Ausscheiden von 

Verbandsmitgliedern, 

13. die Entscheidung über die Auflösung des Zweckverbandes, 

14. die Übertragung und Übernahme von Angelegenheiten auf bzw. 

von benachbarte(n) Zweckverbände(n) gemäß § 6 Abs. 2 ÖPNVG 

NRW sowie die Rückgängigmachung der Übertragung bzw. 



Übernahme, 

15. die Entscheidung über die Zustimmung zu Entscheidungen der 

Organe der VRR AöR gemäß § 114a Abs. 7 Satz 6 GO NW in 

Verbindung mit § 20 Abs. 4 der AöR-Satzung, 

16. der verbindliche Vorschlag für die Bestellung der Mitglieder des 

Vorstandes der VRR AöR, 

17. die Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des 

Finanzausschusses und des Betriebsausschusses in 

entsprechender Anwendung des § 50 Absatz 4 GO NW. 

 

Übernahme, 

15. die Entscheidung über die Zustimmung zu Entscheidungen der 

Organe der VRR AöR gemäß § 114a Abs. 7 Satz 6 GO NW in 

Verbindung mit § 20 Abs. 4 der AöR-Satzung, 

16. der verbindliche Vorschlag für die Bestellung der Mitglieder des 

Vorstandes der VRR AöR, 

17. die Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des 

Finanzausschusses und des Betriebsausschusses in 

entsprechender Anwendung des § 50 Absatz 4 GO NW, 

18.  die Zustimmung zu einvernehmlichen Übereinkünften  gemäß 

§ 21 Absatz 3. 

 

 

(2) Die Vertreter/innen des Zweckverbandes sind bei der Stimmabgabe 

im Verwaltungsrat in den Fällen des § 114a Abs. 7 Satz 3 Ziffern 1 und 

2 GO NW an Weisungen der Verbandsversammlung gebunden.  

 

 

 

(3) Die Verbandsversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung; in ihr 

sind insbesondere das Verfahren, die Ladungsfrist, die Form der 

Einberufung sowie die Geheimhaltung wettbewerbsrelevanter Daten 

(z.B. im Rahmen von § 5 Absatz 1 Nr. 1) zu regeln.  

 

 



  

  

 

§ 11 Einberufung der Verbandsversammlung  

 

 

§ 11 Einberufung der Verbandsversammlung  

 

 

Die Verbandsversammlung wird von ihrem/ihrer Vorsitzenden 

einberufen und geleitet. Die Verbandsversammlung ist mindestens 

zweimal im Jahr einzuberufen. Sie ist unverzüglich einzuberufen, wenn 

es die Geschäftslage erfordert oder wenn ein Fünftel der Mitglieder der 

Verbandsversammlung schriftlich die Einberufung unter Angabe des 

Verhandlungsgegenstandes verlangt.  

 

 

(1) Die Verbandsversammlung wird von ihrem/ihrer Vorsitzenden 

einberufen und geleitet. Die Verbandsversammlung ist mindestens 

zweimal im Jahr einzuberufen. Sie ist unverzüglich einzuberufen, wenn 

es die Geschäftslage erfordert oder wenn ein Fünftel der Mitglieder der 

Verbandsversammlung schriftlich die Einberufung unter Angabe des 

Verhandlungsgegenstandes verlangt.  

 

  

(2) Zur ersten Sitzung der neu zu bildenden 

Verbandsversammlung nach Beginn der Wahlzeit der 

Vertretungskörperschaften der Verbandsmitglieder 

(konstituierende Sitzung) wird die Verbandsversammlung vom/von 

der noch amtierenden Vorsitzenden eingeladen. Die 

konstituierende Sitzung findet spätestens 7 Monate nach dem Tag 

der allgemeinen Kommunalwahl statt. 

 

  



(3) Zu den jeweils ersten Sitzungen von Gremien des 

Zweckverbandes wird vom jeweils noch amtierenden Vorsitzenden 

eingeladen.  

 

  

  

 

§ 14 Verbandsvorsteher  

 

 

 

(1) Die Verbandsversammlung wählt den/die Verbandsvorsteher/in und 

seine/ihre Stellvertreter/innen aus dem Kreis der 

Hauptverwaltungsbeamten der Verbandsmitglieder auf fünf Jahre, 

jedoch höchstens für die Dauer ihres Hauptamtes. Im Falle des 

Verlustes ihres Hauptamtes infolge einer Wahl gemäß § 65 Abs. 1 der 

Gemeindeordnung NW bzw. § 44 Abs. 1 der Kreisordnung NW üben 

sie ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie bestellt sind, bis zum 

Amtsantritt des/der neubestellten 

Verbandsvorstehers/Verbandsvorsteherin bzw. der neubestellten 

Stellvertreter/innen weiter aus. Der/Die Verbandsvorsteher/in und 

seine/ihre Stellvertreter/innen sind berechtigt und auf Verlangen der 

Verbandsversammlung verpflichtet, an deren Sitzungen teilzunehmen.  

 

 



 

(2) Der/Die Verbandsvorsteherin führt die Geschäfte nach Maßgabe der 

Gesetze, der Verbandssatzung und der Beschlüsse der 

Verbandsversammlung. Er/Sie vertritt den Zweckverband gerichtlich 

und außergerichtlich.  

 

 

(2) Der/die Verbandsvorsteher/in führt die laufenden Geschäfte 

sowie nach Maßgabe der Gesetze, der Verbandssatzung und der 

Beschlüsse der Verbandsversammlung die übrige Verwaltung des 

Zweckverbandes, unterzeichnet die Bekanntmachungs-

anordnungen der von der Verbandsversammlung beschlossenen 

Satzungen und vertritt den Zweckverband gerichtlich und 

außergerichtlich. Für Verpflichtungserklärungen des 

Zweckverbandes sowie für die Bevollmächtigung zu 

Verpflichtungserklärungen des Zweckverbandes genügt gemäß § 

16 Absatz 4 Satz 2 GkG die Unterschrift des Verbandsvorstehers / 

der Verbandsvorsteherin oder die eines/einer stellvertretenden 

Verbandsvorstehers/Verbandsvorsteherin. Die Zuständigkeit und 

Vertretungsbefugnis der Betriebsleitung des Eigenbetriebs ZV 

VRR FaIN-EB für die Geschäfte der laufenden Betriebsführung des 

Eigenbetriebs  bleiben unberührt.  

 

Der/die Verbandsvorsteher/in  ist Dienstvorgesetzte/r der 

Dienstkräfte des Zweckverbandes. Die Verbandsversammlung ist 

Dienstvorgesetzter des Verbandsvorstehers / der 

Verbandsvorsteherin. 

 

  



(3) Der/Die Verbandsvorsteher/in hat jährlich vor Beginn des 

Wirtschaftsjahres den Entwurf des Wirtschaftsplans festzustellen und 

der Verbandsversammlung vorzulegen. Wirtschaftsjahr ist das 

Kalenderjahr.  

 

  

  

 

§ 21 Rücknahme der Finanzierungsübertragung  

 

 

 

(1) Verbandsmitglieder können die Übertragung der Finanzierung 

ÖPNV-bedingter gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen (§ 5 Abs. 2 

Nr.1 - 4) unter Einhaltung einer Frist von acht Monaten zum Ende eines 

Kalenderjahres ganz oder teilweise zurücknehmen.  

 

 

(1) Verbandsmitglieder können durch einseitige empfangsbedürftige 

Erklärung die Übertragung der Finanzierung ÖPNV-bedingter 

gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen (§ 5 Abs. 2 Nr.1 - 4) unter 

Einhaltung einer Frist von acht Monaten zum Ende eines 

Kalenderjahres ganz oder teilweise zurücknehmen.  

 

 

(2) Sofern kreisangehörige Verbandsmitglieder von dem 

Rücknahmerecht gemäß Abs. 1 in vollem Umfang Gebrauch machen, 

scheiden sie aus dem Zweckverband aus.  

 

 

  



(3) Anstatt durch eine einseitige Erklärung gemäß Absatz 1 kann 

die Rücknahme der Aufgabe „Finanzierung und Sicherstellung der 

Ausgleichsleistungen für  gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 

der Betreiber öffentlicher Personenverkehrsdienste (§ 5 Abs. 2 

Nr.1)“ und der Aufgabe „Finanzierung und Sicherstellung der 

Ausgleichsleistungen für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 

von Infrastrukturbetreibern (§ 5 Abs. 2 Nr.2)“ auch einvernehmlich 

auf der Grundlage einer schriftlichen Übereinkunft  zwischen dem 

Zweckverband VRR und einem Verbandsmitglied ungeachtet der 

Frist gemäß § 5 Absatz 6 erfolgen, sofern die  derzeit wirksamen 

Bestandsbetrauungen nach Art. 8 Absatz 3  VO (EG) Nr. 1370/2007 

davon nicht berührt werden. 

 

In der schriftlichen Übereinkunft sind insbesondere zu regeln: 

a. Form und Fristen, 

b. Verfahren und öffentliche Bekanntmachung, 

c. Genaue Beschreibung der Aufgabenrückübertragung (z.B. 

räumlich, zeitlich, qualitativ), 

d. Umfang und Qualität der Anwendung der §§ 18-20 in Bezug 

auf die im Gebiet des Verbandsmitglieds tätigen 

Verbundverkehrsunternehmen 

 

  



  

 

§ 27 Inkrafttreten 

  

 

 

(1) Diese Satzung trat mit Wirkung vom 01.08.2006 in Kraft.  

 

 

 

(2) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 

24.10.2007 zur Anpassung der Zweckverbandssatzung an das 

novellierte ÖPNVG traten zum 01.01.2008 in Kraft. 

 

 

 

(3) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 

10.12.2008 traten zum 01.01.2009 in Kraft. 

 

 

 

(4) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 

17.12.2009 traten zum 01.01.2010 in Kraft. 

 

 

 

(5) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 

17.03.2011 treten zum 18.03.2011 in Kraft. 

 



 

 

(6) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 

12.12.2012 treten zum 01.01.2013 in Kraft. 

 

 

 

(7) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 

12.07.2013 treten zum 13.07.2013 in Kraft. 

 

 

 

(8) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 

27.09.2013 treten zum 28.09.2013 in Kraft. 

 

 

 

(9) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 

12.12.2014 treten zum 13.12.2014 in Kraft. 

 

 

  

(10) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversammlung 

vom 10.03.2016 treten zum 01.04.2016 in Kraft. 

 

  

  



  
Protokollnotiz zu § 5 Absatz 6 
 

  
Diese Vorschrift beruht auf dem Beschluss der Verbandsversammlung 
vom 17.12.2009. 
 

  

  
Protokollnotiz zu § 5a  
 

  
Übertragungsbeschlüsse von folgenden Verbandsmitgliedern liegen 
vor: 
 
Stadt Bochum, Stadt Bottrop, Stadt Dortmund, Stadt Düsseldorf, Stadt 
Duisburg, Ennepe-Ruhr-Kreis, Stadt Essen, Stadt Gelsenkirchen, Stadt 
Hagen, Stadt Herne, Stadt Krefeld, Kreis Mettmann, Stadt 
Mönchengladbach, Stadt Monheim am Rhein, Stadt Neuss, Stadt 
Oberhausen, Kreis Recklinghausen, Stadt Remscheid, Stadt Solingen, 
Stadt Wuppertal 
 
Übertragungsbeschlüsse von folgenden Verbandsmitgliedern liegen 
derzeit nicht vor:  
Kreis Neuss, Kreis Viersen, Stadt Viersen 
.  
 

  

  
Protokollnotiz zu § 5a und § 7 Absatz 1 
 

  
Der Zweckverband VRR kann seine Zuständigkeit gemäß § 5a nur für 
die Verbandsmitglieder wahrnehmen, die diese Aufgaben wirksam 



übertragen haben. Die Verbandsmitglieder übermitteln dazu dem 
Zweckverband VRR, vertreten durch die VRR AöR, unverzüglich die 
entsprechenden Übertagungsbeschlüsse der jeweiligen 
Vertretungskörperschaften.  
 

  
Weitere Voraussetzung dafür ist eine delegierende 
Aufgabenübertragung der Aufgaben gemäß § 5 Absatz Ziffern 1 und 2. 
 

  
Das Vertretungsverhältnis zwischen Zweckverband VRR, 
Aufgabenträger und VRR AöR wird (für diese Verbandsmitglieder) im 
Außenverhältnis wie folgt dargestellt: 
 

Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr, vertreten durch die 
Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR, handelnd als Gruppe von 
Behörden nach Art. 2 lit. c) Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, 
zugleich handelnd für (Aufgabenträger). 
 

 

 


